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Nationalrat will Beziehungen mit Südkorea auffrischen
Das Freihandelsabkommen mit der Republik Korea soll modernisiert werden, sagt die grosse Parlamentskammer. Doch der Bundesrat kennt gleich 
mehrere Gründe, die gegen dieses Ansinnen sprechen.

Reto Zanettin

BERN. Deutlicher kann das Parlament 
kaum sprechen: Mit 189 zu 0 Stimmen 
hat der Nationalrat gestern ein Update 
des Abkommens zwischen der Europäi-
schen Freihandelsassoziation (Efta) 
und der Republik Korea befürwortet. 
Schon die aussenpolitische Kommis-
sion (APK), welche das Geschäft im Ok-
tober auf den Weg gebracht hatte, war 
einstimmig dafür gewesen. Nur: Die Re-
gierung will nicht wirklich. Der Bundes-
rat strebe zwar eine Modernisierung des 
Handelsvertrags an und betrachte den 
Vorstoss der APK somit als «ein Zeichen 
der Unterstützung für seine Politik», 
sagte Wirtschaftsminister Guy Parme-
lin, als er in der grossen Parlaments-
kammer sprach.

Jedoch lehne die Landesregierung die 
Kommissionsmotion ab. Diese sei nur 
erfüllbar, wenn die Efta-Staaten und 
Südkorea zu einem Interessenausgleich 
gelangten. Zudem sei der Vorstoss für 
die anderen Efta-Staaten – Norwegen, 

Island und Liechtenstein – nicht ver-
pflichtend. Sie sind aber ebenso wie die 
Schweiz Vertragsstaaten und müssten 
mitziehen, wenn das Abkommen erneu-
ert werden soll. Zudem, so Parmelin 
weiter, beziehe die Motion Steuerfragen 
und den Investitionsschutz mit ein, sie 
gehe damit über den Rahmen allfälliger 
Verhandlungen zur Vertragsmoderni-
sierung hinaus.

Der Bundesrat stelle sich aus «rein for-
malistischen Gründen» gegen den Vor-
stoss, bemerkte Christian Wasserfallen 
(FDP/BE), der schon vor der Ratsdebatte 
für eine Modernisierung eingetreten 
war. Den Einwänden des Bundesrates 
stehen wiederum wirtschaftspolitische 
Interessen der Schweiz gegenüber. Für 
sie ist der Austausch mit Südkorea zwar 
nicht so relevant wie etwa jener mit 
Deutschland, China oder den USA. Doch 
er ist nicht unbedeutend: «Im Jahr 2022 
erreichte das Handelsvolumen mit  
5,8 Milliarden Franken einen neuen 
Höchststand», sagte Christine Bulliard-
Marbach (Die Mitte/FR), die für die APK 

sprach. Südkorea zähle zu den tech- 
nologisch fortschrittlichsten Staaten. 
«Neben dem sehr bedeutenden Handel 
mit pharmazeutischen Produkten sind 
vor allem koreanische Halbleiter, Senso-
ren, Flachbildschirme und Fahrzeuge 
für unseren Wirtschaftsstandort von 
grossem Interesse», argumentierte die 
Mitte-Nationalrätin.

Exporte verdoppelt
Die Efta-Staaten und Südkorea haben 

das Abkommen im Dezember 2005 ab-
geschlossen. Es trat im September 2006 
für die Schweiz in Kraft. In den Jahren 
2007 bis 2022 wuchs der Wert der 
Schweizer Exporte nach Südkorea von 
1,9 auf 3,6 Milliarden Franken an, was 
in etwa einer Verdoppelung entspricht. 
«Das aktuelle Freihandelsabkommen 
steht sicherlich am Ursprung des florie-
renden Handels mit Südkorea», sagt 
Bulliard-Marbach. Die Schweiz profi-
tiere von den erleichterten Handelsbe-
ziehungen mit dem ostasiatischen 
Land in besonderem Masse. Mittler-

weile aber entsprächen die Vertragsbe-
stimmungen nicht mehr dem neuesten 
Stand.

Indes hat sich der bilaterale Handel 
schon in der 1990er-Jahren intensiviert, 
wenn auch auf tieferem Niveau. Zwi-
schen 1990 und 1997 – dem Jahr, in dem 
die Asienkrise losbrach – wuchsen die 
Schweizer Exporte nach Südkorea von 
623 Millionen auf knapp 1,2 Milliarden 
Franken – das ist ebenfalls beinahe eine 
Verdoppelung.

Die EU ist dran
Mit dem Blick nach vorne erinnert 

Aussenpolitikerin Christine Bulliard-
Marbach an die Fortschritte in den Be-
ziehungen zwischen der Europäischen 
Union und der Republik Korea. Deren 
Handelsabkommen besteht seit 2011, es 
sei «in den wichtigsten Bereichen fort-
schrittlicher und günstiger». Zudem 
sind die EU und Südkorea dabei, ihre 
Partnerschaft zu vertiefen. Gemäss 
einer gemeinsamen Erklärung vom Ok-
tober etwa haben die beiden Partner ein 

Abkommen über den digitalen Handel 
ins Auge gefasst. Damit die Schweiz und 
die anderen Efta-Länder also nicht ins 
Hintertreffen geraten, gelte es, die Wirt-
schaftsbeziehungen mit Südkorea «zeit-
nah» zu modernisieren, so Bulliard-
Marbach.

Nach dem klaren Beschluss des Na-
tionalrates ist ein Schritt dahin getan. 
Christian Wasserfallen ging sogar so 
weit zu sagen, es sei «ein Meilenstein in 
den Beziehungen zwischen der Schweiz 
und Südkorea» erreicht. Support für 
ein Update des Freihandelsabkom-
mens kommt auch aus dem Generalse-
kretariat der Efta: Eine Modernisie-
rung würde dazu beitragen, dass der 
Vertrag weiterhin zweckdienlich und 
zukunftsgerichtet sei – und den inno-
vativen und fortschrittlichen Charak-
ter der Volkswirtschaften der Efta-
Staaten sowie Südkoreas spiegle, teilt 
Asdis Olafsdottir, Informationschefin 
des Generalsekretariats, mit. Vorerst 
allerdings geht die APK-Motion in den 
Ständerat.

Umstrittene Rechtslücke
Mit dem steigenden hypothekarischen Referenzzinssatz stiegen auch die Mieten. Doch wie viel Geld darf ein Vermieter mit seinen  
Wohnungen machen? Der Bundesrat muss über die Bücher.

Chiara Stäheli

Mieterinnen und Mieter sahen sich dieses 
Jahr mit einer wenig erfreulichen Pre-
miere konfrontiert: Zum ersten Mal seit 
seiner Einführung stieg im Juni der für 
die Mietzinsberechnung entscheidende 
hypothekarische Referenzzinssatz. Das 
ermöglichte es den Vermietern, die Miet-
zinse um 3 Prozent zu erhöhen. Weil zu-
gleich auch ein Teil der Teuerung sowie 
«allgemeine Kostensteigerungen» an die 
Mieterschaft überwälzt werden können, 
erhöhten Hauseigentümer und Liegen-
schaftsbesitzer die Mietzinse diesen 
Herbst um bis zu 5 Prozent.

Ein Ende ist nicht in Sicht: Anfang De-
zember stieg der Referenzzinssatz erneut 
um einen Viertelpunkt auf 1,75 Prozent. Die 
Mieten steigen demnach im kommenden 
Jahr weiter.

Was gilt bei steigendem Zinssatz?
Vor diesem Hintergrund diskutierte der 

Nationalrat am Dienstag darüber, wie viel 
Geld Eigentümer mit ihren Mietobjekten 
eigentlich machen dürfen. Es geht dabei 
um die maximal zulässige Nettorendite, 
also die erzielten Erträge im Verhältnis 
zum eingesetzten Eigenkapital.

Lange war erlaubt, eine Nettorendite zu 
erzielen, die 0,5 Prozent über dem Refe-
renzzinssatz liegt. Diese Praxis hat das 
Bundesgericht allerdings vor drei Jahren 
angepasst. Seither darf die Nettorendite  
2 Prozent über dem Referenzzinssatz lie-
gen. Heisst: Liegt der Referenzzinssatz wie 
heute bei 1,75 Prozent, dann dürfen Ver-
mieter auf ihren investierten Eigenmitteln 
eine Rendite von 3,75 Prozent erzielen.

Allerdings gilt diese Regelung gemäss 
Bundesgericht nur bis zu einem Referenz-
zinssatz von 2 Prozent. Wie hoch die Ren-
dite sein darf, wenn der Referenzzinssatz 
mehr als 2 Prozent beträgt, ist nirgends ge-
regelt. Das soll sich nun ändern: Der Natio-
nalrat ist am Dienstag dem Ständerat ge-
folgt und hat eine Motion von Ständerat 
Stefan Engler (Mitte/GR) deutlich ange-
nommen. Das Parlament beauftragt den 
Bundesrat, im Hinblick auf eine weitere 
Erhöhung des Referenzzinssatzes «eine 
Regelung zur zulässigen Nettorendite  
für Wohn- und Geschäftsliegenschaften 
vorzulegen». 

Kommissionssprecher Philipp Bregy 
(Mitte/VS) verwies in der Debatte darauf, 
dass der Referenzzinssatz schon bald die 
Grenze von zwei Prozent erreichen könnte. 
Es brauche nun Rechtssicherheit. Statt den 
Entscheid den Gerichten zu überlassen, 

sollte die Frage «politisch geklärt werden», 
so Bregy. 

Auch Bundesrat Guy Parmelin betonte, 
dass es endlich «klare Spielregeln» brau-
che. Dafür müsse der Gesetzgeber sorgen – 
und zwar im Sinne aller: der Mieter,  
der Vermieterinnen und der Schlich-
tungsstellen.

«Anliegen werden komplett ignoriert»
SP und Grüne lehnten den Vorstoss ab. 

Das sei durchaus als Misstrauensvotum zu 
verstehen, sagte Nationalrat Michael Töngi 

(Grüne/LU) nach der Abstimmung im Par-
lament: «Wir misstrauen der Mietrechts-
politik von Bundesrat und Parlament. Sie 
haben zuletzt mehrfach gezeigt, dass sie 
Forderungen der Vermieterschaft diskus-
sionslos nachkommen, hingegen die Anlie-
gen der Mieterinnen und Mieter komplett 
ignorieren.»

Das erwartet der Vizepräsident des Mie-
terinnen- und Mieterverbands auch beim 
nun überwiesenen Vorstoss: «Wir befürch-
ten, dass die bürgerliche Mehrheit im Bun-
desrat eine Regelung vorschlägt, wonach 

die 2 Prozent auch dann auf den Referenz-
zinssatz zugeschlagen werden können, 
wenn dieser über 2 Prozent liegt.» In der 
Folge würden unverhältnismässig hohe 
Renditen möglich, «die Mieterinnen und 
Mieter hätten das Nachsehen», so Töngi. 

Zwar anerkennt auch er, dass es eine Re-
gelung braucht für den Fall, dass der Refe-
renzzinssatz über 2 Prozent steigt. Doch 
diese müsse degressiv sein, so Töngi. Das 
heisst, der erlaubte Zuschlag soll sinken, je 
stärker der Referenzzinssatz die 2-Prozent-
Marke überschreitet.

Knapp 60 Prozent der Schweizer Bevölkerung wohnen zur Miete. � BILD KEY

«Wir miss­
trauen der 
Mietsrecht­
politik von 
Bundesrat und 
Parlament.»
Michael Töngi 
Grünen-Nationalrat


